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Der verbleibende Teil des Kapitals wird unter Be­
rücksichtigung der Entwicklung der Geschäfte der 
Bank und ihres Mittelbedarfes entsprechend der 
vom Bankrat festgelegten Ordnung und Termine 
eingezahlt.

5. Das Grundkapital der Bank kann auf Empfehlung 
des Bankrates mit Zustimmung der Regierungen 
der Mitgliedsländer erhöht werden. Das Verfah­
ren und die Termine für die entsprechenden 
Einzahlungen werden vom Bankrat festgelegt.

6. Das Grundkapital erhöht sich bei Aufnahme eines 
neuen Mitgliedes der Bank um den Betrag seines 
Anteils (Quote) an diesem Kapital. Höhe, Ver­
fahren und Termine der Einzahlung werden vom 
Bankrat nach Abstimmung mit dem betreffenden 
Lapd festgelegt.

Artikel IV

Die Bank bildet ein Reservekapital.
Die Bank kann eigene Sonderfonds bilden.
Zweck, Höhe, Termine und Bedingungen für die Bil­

dung und Verwendung des Reservekapitals und der 
eigenen Sonderfonds werden vom Bankrat bestimmt.

Artikel V

In der Bank können Sonderfonds aus Mitteln inter­
essierter Länder gebildet werden.

Artikel VI

Die Bank kann durch Aufnahme von Finanz- und 
Bankkrediten sowie Anleihen, durch Annahme von 
mittel- und langfristigen Einlagen und in anderen 
Formen Mittel in der kollektiven Währung (trans­
ferable Rubel), in nationalen Währungen interessier­
ter Länder und in freikonvertierbaren Währungen mo­
bilisieren.

Der Bankrat kann Beschlüsse über die Ausgabe ver­
zinslicher Obligationen durch die Bank fassen, die auf 
internationalen Kapitalmärkten aufgelegt werden.

Die Bedingungen für die Ausgabe von Obligationen 
werden vom Bankrat festgelegt.

Artikel VII

1. Die Bank gewährt lang- und mittelfristige Kre­
dite für Zwecke, die im Artikel II des vorlie­
genden Abkommens vorgesehen sind.

2. Kredite werden gewährt:
a) Banken, Wirtschaftsorganisationen und Betrie­

ben der Mitgliedsländer der Bank, die offiziell 
von den Mitgliedsländern zur Aufnahme von 
Krediten bevollmächtigt sind;

b) internationalen Organisationen und Betrieben 
der Mitgliedsländer der Bank, die eine wirt­
schaftliche Tätigkeit ausüben;

c) Banken und Wirtschaftsorganisationen anderer 
Länder nach einem vom Bankrat festgelegten 
Verfahren.

3. Die Bank kann nach dem vom Bankrat festge­
legten Verfahren Garantien übernehmen.

Artikel VIII

Das Verfahren der Kreditplanung, die maximalen 
Kreditlaufzeiten, die Bedingungen für die Gewährung, 
Verwendung und Tilgung von Krediten, die Übernahme 
von Garantien sowie die Anwendung von Sanktionen 
bei Verletzung der Kredit- und Garantiebedingungen 
werden durch das Statut und durch Beschlüsse des 
Bankrates geregelt.

Artikel IX

Die Bank kann bei anderen Banken zeitweilig freie 
Mittel anlegen, Devisen und Sorten, Gold und Wert­
papiere kaufen und verkaufen sowie andere Bank­
geschäfte durchführen, die den Zielen der Bank ent­
sprechen.

Artikel X

Die Bank übt ihre Geschäftstätigkeit bei Sicherung 
ihrer Rentabilität aus.

Artikel XI

Die Bank hat das Recht, mit den Organen des Ra­
tes für Gegenseitige Wirtschaftshilfe, der Internatio­
nalen Bank für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
anderen Wirtschaftsorganisationen der Mitgliedslän­
der zusammenzuarbeiten.

Die Bank kann zu internationalen Finanz-, Kredit- 
und anderen Instituten sowie zu anderen Banken auf 
gleichberechtigter Grundlage Kontakte aufnehmen und 
Geschäftsbeziehungen herstellen.

Charakter und Formen dieser Beziehungen werden 
vom Bankrat festgelegt.

Artikel XII

Die Mitgliedschaft der Länder in der Bank und die 
Tätigkeit der Bank dürfen nicht die Durchführung^ 
und Entwicklung unmittelbarer Finanz- und anderer 
Geschäftsbeziehungen der Mitgliedsländer der Bank 
untereinander, mit anderen Ländern und internatio­
nalen Finanzorganisationen und Banken behindern.

Die Kreditoperationen der Bank ersetzen nicht die in 
der Praxis angewandten Grundsätze und das Verfah­
ren der Kreditgewährung auf der Grundlage zweisei­
tiger Regierungsabkommen über die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe.

Artikel XIII

1. Die Bank ist juristische Person.
Die Bank genießt die zur Ausübung ihrer Funk­
tionen und zur Erreichung ihrer Ziele notwendige 
Rechtsfähigkeit in Übereinstimmung mit den Be­
stimmungen des vorliegenden Abkommens und 
des Statuts der Bank.

2. Auf dem Territorium jedes Mitgliedslandes genie­
ßen die Bank sowie die Vertreter der Länder im 
Bankrat und die Amtspersonen der Bank die zur 
Ausübung ihrer Funktionen und zur Erreichung 
der im vorliegenden Abkommen und im Statut der 
Bank vorgesehenen Ziele notwendigen Privilegien 
und Immunitäten. Die obengenannten Privilegien 
und Immunitäten werden in den Artikeln XV, XVI 
und XVII des vorliegenden Abkommens festgelegt


